
 

 

Richtlinien über die Ausbildung der Juristinnen und Juristen 

Vfg. d. Präs. d. SchlHOLG vom 4. Juni 2018 in der Fassung vom 09.02.2024 

 

(SchlHA.....) 

 

Teil 1: Allgemeine Richtlinien für die Rechtsreferendarausbildung 

 

Zur Ausführung des Gesetzes über die Ausbildung der Juristinnen und Juristen (JAG), 

Gesetz- und Verordnungsblatt 2004, S. 66 ff, sowie der Landesverordnung zur 

Einführung der reformierten Ausbildung der Juristinnen und Juristen (JAVO), 

Gesetz- und Verordnungsblatt (GVOBl.) 2014, S. 35 ff, zuletzt geändert am 

20.06.2017, GVOBl. S. 420, werden für den Vorbereitungsdienst folgende Richtlinien 

erlassen: 

 

1. Die Ernennung zur Rechtsreferendarin oder zum Rechtsreferendar erfolgt unter 

Berücksichtigung der in der Landesverordnung über die Beschränkung der Ein-

stellung in den juristischen Vorbereitungsdienst (Kapazitätsverordnung des juristi-

schen Vorbereitungsdienstes KapVOjVD -) niedergelegten Grundsätze. 

 

2. Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar wird einheitlich in die Pflicht-

stationen (§ 32 Abs. 2 Nr. 1 bis 2 JAVO) überwiesen. Die Zuweisung erfolgt 

insoweit durch die Präsidentin oder durch den Präsidenten des Landgerichts unter 

Berücksichtigung zur Verfügung stehender Ausbildungskapazitäten.  

 

Der Ausbildungslehrgang zu Beginn der Ausbildungsstation nach § 32 Abs. 2 Nr. 

3 JAVO sowie die diese Station begleitende Arbeitsgemeinschaft werden durch 

Erlass der zuständigen obersten Landesbehörde geregelt (Richtlinie zur 

Ausbildung der Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare in der öffentlichen 

Verwaltung und in der Arbeitsgemeinschaft 3 „Öffentliches Recht“ vom 29. 

November 2001, Amtsbl. Sch.-H. 2004, S. 1007 ff). 

 

Der Ausbildungslehrgang zu Beginn der Ausbildungsstation nach § 32 Abs. 2 Nr. 

4 JAVO findet in dem Landgerichtsbezirk statt, in dem die Rechtsreferendarin 

oder der Rechtsreferendar eingestellt worden ist. Gleiches gilt für den 
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Einführungslehrgang, die begleitende Arbeitsgemeinschaft 5, für die freiwilligen 

Arbeitsgemeinschaften, auch wenn die Stationsausbildung auf Antrag der 

Rechtsreferendarin oder des Rechtsreferendars in einem anderen 

Landgerichtsbezirk oder Oberlandesgerichtsbezirk stattfindet. 

 

3. Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar gibt die Verpflichtungser-

klärung nach § 9 Abs. 2 JAG ab. Sie oder er wird über die Pflichten und ihre oder 

seine Stellung als Rechtsreferendarin oder Rechtsreferendar, die allgemeinen 

beamtenrechtlichen Bestimmungen, soweit sie nach § 4 LBG auch für 

Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare  gelten, die Geheimhaltungs- und 

Verschwiegenheitspflichten, die Datenschutzbestimmungen, den Gang der Aus-

bildung und die wichtigsten Justizverwaltungsbestimmungen, insbesondere die 

Einhaltung des Dienstweges, belehrt. 

 

Der Rechtsreferendarin oder dem Rechtsreferendar ist ein Abdruck des Rund-

erlasses des Finanzministeriums vom 14. Januar 2010 über die 

Verschwiegenheitspflicht der Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes (Amtsbl. Sch.-

H. 2010 S. 195) auszuhändigen. 

 

Über die Verpflichtung, die Belehrung und die Aushändigung des Runderlasses 

des Finanzministeriums wird eine Niederschrift aufgenommen. Eine Ausfertigung 

der Niederschrift kommt zu den Personalakten des Oberlandesgerichts. 

 

4. Bei der Einstellung der Rechtsreferendarin oder des Rechtsreferendars wird über 

sie oder ihn eine Personalgrundakte beim Oberlandesgericht angelegt. Eine 

Personalnebenakte wird bei der Staatsanwaltschaft für die Rechtsreferen-

darinnen und Rechtsreferendare angelegt, deren Ausbildung dort beginnt, und bei 

dem Landgericht für diejenigen Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare, 

deren Ausbildung bei einem Amtsgericht beginnt. Die Staatsanwaltschaft gibt die 

Personalnebenakte nach Abschluss der Ausbildung der Rechtsreferendarin oder 

des Rechtsreferendars bei ihr an das Landgericht ab. 

 

Die Personalnebenakte verbleibt während des gesamten Vorbereitungsdienstes 



- 3 - 

 

 

bei dem Landgericht, in dessen Bezirk die Rechtsreferendarin oder der Rechts-

referendar eingestellt worden ist. Das Landgericht ist für alle die Ausbildung 

betreffenden Fragen zuständig. Der Präsidentin oder dem Präsidenten des 

Landgerichts obliegt die Dienstaufsicht nach Maßgabe der Nr. 7 und 8. Die 

Zeugnisse werden in besonderen Zeugnisheften bei den Personalakten zu-

sammengefasst. 

 

5. Die Personalakten der Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare sind gem. 

§ 85ff LBG unter Berücksichtigung der amtlichen Begründung zu diesen 

Vorschriften (Bekanntmachung des Innenministers vom 2. April 1996, Amtsbl. 

S. 269) und des in Nr. 3 genannten Erlasses zu führen. 

 

Daten der Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare dürfen gemäß § 23 

Abs. 1 LDSG vorbehaltlich besonderer gesetzlicher Regelungen nur nach 

Maßgabe der §§ 85 ff LBG verarbeitet werden. 

 

Die Einsicht in die Personalakten gemäß § 88 LBG ist der Rechtsreferendarin 

oder dem Rechtsreferendar jederzeit während der Dienststunden in Gegenwart 

einer Richterin oder eines Richters, einer Beamtin oder eines Beamten oder einer 

bzw. eines Justizangestellten gestattet. 

 

6. Nach Beendigung des Vorbereitungsdienstes verbleiben die beim Oberlan-

desgericht geführten Personalgrundakten dort. Bei Versetzung einer 

Rechtsreferendarin oder eines Rechtsreferendars in ein anderes Bundesland wird 

die Personalgrundakte an die zuständige Präsidentin oder den zuständigen 

Präsidenten des Oberlandesgerichts abgegeben. 

 

Die Personalnebenakte ist mit dem endgültigen Ausscheiden der Rechtsrefe-

rendarin oder des Rechtsreferendars aus dem Vorbereitungsdienst zu vernichten. 

Auszunehmen von der Vernichtung sind Unterlagen über Erholungsurlaub, 

Erkrankungen sowie Reisekosten und Dienstunfälle; diese Unterlagen sind in 

einer Teil- oder Generalakte zu führen und an das Oberlandesgericht abzugeben. 
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7. Gemäß § 30 Abs. 1 und 2 JAVO übertrage ich die Dienstaufsicht 

 

 a. für den Ausbildungsabschnitt gemäß § 32 Abs. 1 JAVO der Leitenden Ober-

staatsanwältin oder dem Leitenden Oberstaatsanwalt, wenn die Ausbildung 

bei der Staatsanwaltschaft beginnt, und der Präsidentin oder dem Präsiden-

ten des Landgerichts, wenn die Ausbildung bei einem Amtsgericht beginnt, 

 

 b. für die Ausbildungsabschnitte gemäß § 32 Abs. 2 Nr. 2, Nr. 3 und Nr. 4 JAVO 

sowie während der Wahlstation, es sei denn, sie wird beim Oberlandesgericht 

oder einer Staatsanwaltschaft abgeleistet, der Präsidentin oder dem 

Präsidenten des Landgerichts, in deren oder dessen Bezirk die 

Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar eingestellt worden ist, 

 c. hinsichtlich der Bewilligung von Erholungsurlaub und Arbeitsfreistellung von 

bis zu 3 Tagen auch für die übrigen Ausbildungsabschnitte einschließlich 

einer Ausbildung außerhalb Schleswig-Holsteins der Präsidentin oder dem 

Präsidenten des Landgerichts, in deren oder dessen Bezirk die Rechtsrefe-

rendarin oder der Rechtsreferendar eingestellt worden ist. 

 

8. Entscheidungen über die Zustimmung zur Ausübung von Nebentätigkeiten, die 

Erteilung des notwendigen Urlaubs für Wehrübungen, die Erteilung von 

Arbeitsfreistellungen von mehr als drei Tagen und von Sonderurlaub, Bildungs-

urlaub und Elternzeit, die Anrechnungen auf den Vorbereitungsdienst gemäß § 13 

JAG sowie Verlängerung des Vorbereitungsdienstes gemäß § 10 JAG behalte ich 

mir vor. 
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9. Der Antrag der Rechtsreferendarin oder des Rechtsreferendars auf Überweisung 

in den nächsten Ausbildungsabschnitt soll mir - vorbehaltlich der Regelung unter 

Ziffer 12 - sechs Wochen vor Beginn des Ausbildungsabschnittes vorliegen, für die 

Wahlstation drei Monate vor deren Beginn. 

 

Dem Antrag auf Überweisung in die Ausbildungsabschnitte gemäß § 32 Abs. 2 Nr. 

3 und 4 JAVO und § 32 Abs. 3 JAVO sind Einverständniserklärungen der 

vorgesehenen Ausbildungsstelle beizufügen. 

 

Weitere Voraussetzung für die Überweisung von Rechtsreferendarinnen  und 

Rechtsreferendaren zu Ausbildungsstellen außerhalb der Landesverwaltung ist, 

dass die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar eine Erklärung abgibt, ein 

zusätzliches Entgelt von der Ausbildungsstelle nur im Rahmen einer schriftlich 

vereinbarten und anzeigepflichtigen Nebentätigkeit, die klar von dem 

Ausbildungsverhältnis abgrenzbar ist, zu erhalten. 

 

10. Nach Beginn eines Ausbildungsabschnitts zeigt die Ausbildungsstelle an, wenn 

eine Rechtsreferendarin oder ein Rechtsreferendar ihren oder seinen Dienst un-

entschuldigt nicht angetreten hat. 

 

11. Die Ausbildungsstelle hat unverzüglich nach Beendigung des Ausbildungs-

abschnitts das Zeugnis gemäß § 35 JAVO zu erstellen, es der Rechtsreferendarin 

oder dem Rechtsreferendar zur Kenntnis zu geben und es zur Personalgrundakte 

beim Oberlandesgericht zu übersenden. 
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12. Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar kann auf ihren oder seinen 

Antrag die Ausbildungsstationen nach § 32 Abs. 2 Nr. 3 und 4 JAVO sowie nach 

§ 32 Abs. 3 JAVO in einem anderen Landgerichtsbezirk oder einem anderen 

Oberlandesgerichtsbezirk ableisten. Die damit etwaig verbundenen Mehrauf-

wendungen wie Fahrkosten etc. werden jedoch nicht erstattet. 

 

Der Antrag auf Überweisung in einen anderen Oberlandesgerichtsbezirk soll mir 

zwei Monate vor dem Beginn des dort abzuleistenden Ausbildungsabschnittes 

vorliegen. Dem Überweisungsgesuch ist die Einverständniserklärung der Prä-

sidentin oder des Präsidenten des Oberlandesgerichts beizufügen, in deren oder 

dessen Bezirk die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar ausgebildet 

werden will, wenn es sich um die Ausbildung bei Gerichten oder Behörden handelt; 

im Übrigen ist die Einverständniserklärung nicht erforderlich. 

Eine Befreiung von der Teilnahme an dem Einführungslehrgang sowie der 

Arbeitsgemeinschaft 5 wird grundsätzlich nicht erteilt. Sollte jedoch die Teilnahme 

an einer vergleichbaren Arbeitsgemeinschaft in dem anderen 

Oberlandesgerichtsbezirk möglich sein, kann ausnahmsweise eine Befreiung 

erteilt werden. Am Einführungslehrgang ist in jedem Fall verpflichtend 

teilzunehmen.                                                                              

 

13. Urlaub wird in vollem Umfang auf den jeweiligen Ausbildungsabschnitt ange-

rechnet. Die gesetzlich festgelegte Dauer des Vorbereitungsdienstes von zwei 

Jahren (§ 5 a Abs. 1 Satz 1 DRiG) kann durch Erholungsurlaub nicht verlängert 

werden. Während der Einführungslehrgänge soll Urlaub und Arbeitsfreistellung nur 

in Ausnahmefällen erteilt werden.  

 

Der auf den Vorbereitungsdienst anzurechnende Urlaub für Wehrübungen wird 

grundsätzlich auf die noch nicht beendeten Ausbildungsabschnitte des Vorbe-

reitungsdienstes angerechnet. 

 

Mutterschutz kann auf den Vorbereitungsdienst bis zu zwei Monate auf die 

Ausbildungsstation angerechnet werden, in der der Mutterschutz beginnt. 

 



- 7 - 

 

 

14.  Während des Referendariats sind in der Regel pro Woche ein Tag für die  

Arbeitsgemeinschaft bzw. das Selbststudium, ein Tag für die Teilnahme an dem 

Klausurenkurs des jeweiligen Landgerichts sowie drei Tage für die 

Einzelausbildung vorgesehen; ausgenommen hiervon sind die Zeiten der 

Einführungsveranstaltungen sowie des Probeexamens. Sollte die Referendarin 

oder der Referendar nicht an dem Klausurenkurs des Landgerichts teilnehmen, 

so steht dieser Tag grundsätzlich zur Einzelausbildung zur Verfügung. Sofern 

die Klausur aus einem Rechtsgebiet stammt, dessen Station noch nicht 

begonnen wurde, kann an diesem Tag auch anstelle des Klausurenkurses ein 

Selbststudientag in Absprache mit der Einzelausbilderin bzw. dem 

Einzelausbilder bewilligt werden; ausgenommen hiervon sind die 

Rechtsanwaltsklausuren, die ab Beginn der Verwaltungsstation geschrieben 

werden sollten. Ist die Freistellung für den Klausurenkurs aus dringenden 

dienstlichen Gründen nicht möglich, wird die Referendarin oder der Referendar 

von der Präsenzpflicht im Rahmen des Klausurenkurses befreit und erhält einen 

Ausgleichstag, an dem eine Probeklausur anzufertigen ist.                                

 

 

 

Teil 2: Richtlinien für den Einführungslehrgang in Zivilsachen 

 

I. 

Vorbemerkungen 

 

Die Richtlinien erläutern im Rahmen der bestehenden Rechtsvorschriften die in § 31 

JAVO normierten Grundsätze der Ausbildung. Sie sind als Hilfe für die Ausbilderinnen 

und Ausbilder sowie für die Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare zu 

verstehen und sollen Anregungen für die Auswahl der Ausbildungsschwerpunkte und 

für die methodische Gestaltung der Ausbildung geben. Die Ausbildungspläne sollen 

zugleich dazu beitragen, die Ausbildung nach einheitlichen Gesichtspunkten zu ge-

stalten. 
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Die Richtlinien gehen von der Erkenntnis aus, dass es unmöglich ist, den Rechts-

referendarinnen und Rechtsreferendaren in der zur Verfügung stehenden Zeit einen 

umfassenden Einblick in Praxis und Theorie der Rechtsanwendung zu geben. Sie 

setzen deshalb bewusst Schwerpunkte auf solchen Gebieten, denen eine besondere 

praktische und systematische Bedeutung zukommt. Damit das Ziel der Ausbildung 

erreicht werden kann, sind ständige Mitarbeit und intensives Selbststudium der 

Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare unabdingbar. 

 

II. 

Ausbildungsleitung: 

 

Die Ausbildungsleitung für die Ausbildung nach § 32 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 Nr. 1, 3, 

5 und 6 JAVO sowie nach § 34 Abs. 2 Nr. 2 und 4 Buchst. b JAVO obliegt der 

richterlichen Referentin oder dem richterlichen Referenten für Rechtsreferendarange-

legenheiten am Oberlandesgericht. 

 

III. 

Der Einführungslehrgang 

 

Der Einführungslehrgang findet mit Beginn der Ausbildung gemäß § 32 Abs. 2 Nr. 2 

JAVO werktäglich für die Dauer von drei Wochen statt. In dieser Zeit sind wöchentlich 

20 Unterrichtsstunden abzuhalten. Der Einführungslehrgang kann bis zu zwei 

Einzeltage unterbrochen – und somit um bis zu zwei Tage verlängert  - werden, an 

denen sich die Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare gezielt anhand von 

ELAN-REF vorbereiten.   

 

Während des Einführungslehrganges werden die Rechtsreferendarinnen und 

Rechtsreferendare keiner anderen Arbeitsgemeinschaft und keiner Ausbildungsstelle 

zugewiesen. Sie versehen ihren Dienst nur durch die Teilnahme am Lehrgang sowie 

dessen Vor- und Nachbereitung. 

 

1. Ausbildungsziel 
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Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar soll in der Lage sein, während 

der anschließenden Ausbildung in der Praxis bei einem ordentlichen Gericht in 

Zivilsachen von Anfang an möglichst selbständig mitzuarbeiten. Sie oder er soll 

deshalb mit dem Ablauf eines Zivilprozesses (Erkenntnisverfahren) sowie mit den 

Aufgaben und den Grundzügen der Denk- und Arbeitsmethode des Zivilrichters 

vertraut sein, insbesondere mit der Arbeit am Sachverhalt, der Gutachten-, Urteils- 

und Vortragstechnik. 

 

Die Rechtsreferendarin und der Rechtsreferendar sollen 

 

 a. Aufgaben, Verfassung und Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte kennen, 

 

 b. einen informatorischen Überblick über Stellung und Aufgaben der Richterin 

bzw. des Richters, der Rechtspflegerin bzw. des Rechtspflegers, der 

Urkundsbeamtin bzw. des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle, der Kanzlei 

und der Wachtmeisterei haben und über die Geschäftsverteilung informiert 

werden, 

 

 c. die gesetzliche Stellung von Richterinnen und Richtern, Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälten und Parteien im Überblick kennen lernen, 

 

 d. wissen, wie zivilgerichtliche Verfahren eingeleitet werden (Klagschrift, Antrag 

auf Erlass eines Mahnbescheides, Prozesskostenhilfegesuch), 

 

 e. die Maßnahmen kennen, die die Richterin oder der Richter nach Einleitung des 

gerichtlichen Verfahrens ergreift (Prüfung der Zuständigkeit nach dem 

Geschäftsverteilungsplan sowie der Prozess- und Sachentscheidungs-

voraussetzungen, Vorbereitung des Termins zur mündlichen Verhandlung und 

Erteilung der notwendigen Hinweise an die Parteien), 

 

 f. den Gang und die Grundsätze der Güteverhandlung und der mündlichen 

Verhandlung kennen (insbesondere Verhandlungsgrundsatz, Beibringungs-

grundsatz, richterliche Aufklärungspflicht), 
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 g. die Arbeit am Sachverhalt (Sachbericht und Tatbestand) beherrschen. Dazu 

gehören das Erfassen der Prozessziele und des Parteivorbringens und die 

Sammlung und Ordnung des Prozessstoffes (Trennung Behauptung/Rechts-

ansicht; Trennung unstreitiger/streitiger Sachvortrag), 

 

 h. fähig sein, den Sachverhalt im Gutachten nach den Grundsätzen der Rela-

tionstechnik zu würdigen, 

 

 i. in der Lage sein, Entscheidungen (Urteil und Beweisbeschluss) einschließlich 

etwaiger prozessualer Nebenentscheidungen zu formulieren, 

 

 j. die Technik des Aktenvortrags in Zivilsachen kennenlernen. 

 

2. Ausbildungsmethode 

 

 a. Vorbemerkungen 

 

Der Einführungslehrgang erfordert die aktive Mitarbeit aller Teilnehmerinnen 

und Teilnehmer. Dies setzt voraus, dass die Lernziele des 

Einführungslehrganges mit den Rechtsreferendarinnen und 

Rechtsreferendaren erörtert werden, und dass sie Gelegenheit erhalten, sich 

auf die Thematik der einzelnen Unterrichtsstunden vorzubereiten. Schriftliche 

Hausaufgaben können gestellt werden. ELAN-REF ist in den 

Einführungslehrgang miteinzubeziehen. 

 

Als Arbeitsformen kommen im Wesentlichen das Lehrgespräch, die Arbeit in 

Lerngruppen (Diskussion) und der Vortrag (Referat) in Frage. 

 

Das Lehrgespräch eignet sich zur Einführung in die Relationstechnik (Auf-

arbeitung des Sach- und Streitstandes, Prüfung der Schlüssigkeit des Kla-

gevorbringens, Erheblichkeit des Beklagtenvorbringens und der Beweisstation), 

zur Festigung und Ergänzung vorhandener Kenntnisse sowie zur Strukturierung 
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und Problematisierung. 

 

Durch die Arbeit in Lerngruppen können die Rechtsreferendarinnen und 

Rechtsreferendare Selbständigkeit und eigenständiges Denken fortentwickeln 

und ihre Fähigkeit zu kooperativem Verhalten verbessern. Voraussetzung dafür 

ist ein ausreichendes Vorwissen hinsichtlich der gestellten - konkret 

formulierten - Aufgabe. Die Arbeit in Lerngruppen kann vorzugsweise zur 

Vorbereitung auf eine Plenumsdiskussion eingesetzt werden. Die Arbeit in 

Kleingruppen sollte als Form des Selbststudiums auch über die 

Arbeitsgemeinschaftsstunden hinaus gefördert werden. 

 

Der Vortrag (das Referat) eignet sich vor allem für die konzentrierte, systema-

tische Information über einen neuen Lernstoff. Es empfiehlt sich dabei die 

Ausgabe von Begleitmaterial (z. B. schriftliche Gliederung, Strukturpapier mit 

Schlüsselinformationen und Raum für Ergänzungen) und der Einsatz visueller 

Hilfsmittel (Tafeltext, Schaubilder, Grafiken, Beamer). 

 

Für eine wirkungsvolle abwechslungsreiche Gestaltung der Arbeitsgemein-

schaft sollen die Arbeitsformen gewechselt und ggf. miteinander kombiniert 

werden. Soweit die Ausbildungsgegenstände dafür geeignet sind, kommen 

auch Planspiele in Betracht. 

 

Den Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendaren sollen die einzelnen 

Abschnitte in ELAN-REF themenbezogen als Hausaufgabe zur Vor- und ggfs. 

Nachbereitung an die Hand gegeben werden.  

 

 b. In Ergänzung zu den Vorbemerkungen gilt folgendes: 

 

  (1) Die Ausbildungsgegenstände sollen von den Rechtsreferendarinnen und 

Rechtsreferendaren an Hand von Aktenstücken aus der Gerichtspraxis 

möglichst selbständig erarbeitet werden. Die Aktenstücke sollen dem 

Erfahrungsbereich der Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare 

nahe Lebenssachverhalte enthalten und nicht in besondere prozessuale 
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und materiell-rechtliche Probleme hineinführen. 

 

  (2) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) 

Neben der mündlichen Erörterung kommt auch der Übung kürzerer 

schriftlicher Arbeiten - in häuslicher Arbeit oder während der Übungs-

stunden - Bedeutung zu. Geeignet sind dafür insbesondere folgende 

Ausbildungsgegenstände: 

 

 Entwurf einer prozessleitenden Maßnahme und eines Beweis-

beschlusses. 

 

 Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar soll mindestens 

eine einfache Relation (Sachbericht und Gutachten) und einen ein-

fachen Urteilsentwurf anfertigen. Schriftliche Arbeiten sollen in der 

Regel Ausbildungsgegenstände betreffen, die zuvor mündlich erörtert 

worden sind. Diese Arbeiten werden von der Arbeitsge-

meinschaftsleiterin oder dem Arbeitsgemeinschaftsleiter besprochen. 

 

Um den Rechtsreferendarinnen und Referendaren eine umfassende 

Anwendung ihres im  Einführungslehrgang erworbenen Fachwissens zu 

ermöglichen, kommt insbesondere in Betracht, neben dem 

Einführungslehrgang ein umfassendes Planspiel am Ende des 

Lehrganges vorzubereiten, in dem die Referendarinnen und Referendare 

einen solchermaßen schriftsätzlich vorbereiteten Fall in einer mündlichen 

Verhandlung einschließlich Beweisaufnahme durchspielen können. 

Dieses Planspiel kann im Einführungslehrgang oder am Beginn der 

Arbeitsgemeinschaft 2 durchgeführt werden. 
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Teil 3: Richtlinien für die Arbeitsgemeinschaft 2 

 

Die Arbeitsgemeinschaft 2 findet im Anschluss an den Einführungslehrgang während der 

Dauer der Einzelausbildung in der Station gemäß § 32 Abs. 2 Nr. 2 JAVO statt. In der 

Woche sind mindestens 4 Unterrichtsstunden vorgesehen. Die Teilnahme an der 

Arbeitsgemeinschaft ist Pflicht und geht jedem anderen Dienst vor. 

 

1. Ausbildungsziel 

 

Die Rechtsreferendarin und der Rechtsreferendar sollen mit der Denk- und 

Arbeitsmethode der Zivilrichterin bzw. des Zivilrichters vertraut sein und die 

Fähigkeit besitzen, die in der praktischen Ausbildung gemachten Erfahrungen 

theoretisch zu verarbeiten. Sie oder er soll die wesentlichen Verfahrensarten im 

Zivilprozess unter Berücksichtigung ihrer besonderen prozessualen Problem-

stellungen kennen und fähig sein, streitige Zivilsachen selbständig zu bearbeiten 

und zu entscheiden. Sie oder er soll dazu befähigt sein, die Zusammenhänge 

zwischen Recht und Gesellschaft zu erkennen und gegebenenfalls zu berück-

sichtigen. Sie oder er soll Gesetzesinitiativen und anderen aktuellen Rechtspro-

blemen Aufmerksamkeit schenken und in der Lage sein, dazu Stellung zu nehmen. 

 

Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar soll insbesondere 

 

 a. wissen, wie ein Zivilprozess umfassend und sachgerecht vorbereitet, be-

schleunigt und zum Abschluss gebracht wird, 

 

 b. die Bedeutung der prozessvorbereitenden Tätigkeiten des Gerichts (§§ 141 bis 

144, 273 ZPO) für eine zügige und zweckmäßige Durchführung des Verfahrens 

kennen, 

 

 c. die Klage- und Urteilsarten kennen sowie Anträge und Urteilsformeln sach-

gerecht formulieren können, 

 



- 14 - 

 

 

 d. lernen, Änderungen der prozessualen Situationen (Änderung der Anträge, 

Parteiwechsel, Streitverkündung, Teilerledigung, Teilrücknahme, Teilsäumnis 

und Teilanerkenntnis) angemessen zu berücksichtigen, 

 

 e. in der Lage sein, die Parteien des Zivilprozesses bestimmt zu bezeichnen und 

die subjektive Wirkung der Rechtskraft kennen, 

 

 f. den Streitgegenstand und die objektiven Grenzen der Rechtskraft bestimmen 

können, 

 

 g. lernen, den Sach- und Streitstand eines Zivilprozesses geordnet und gestrafft 

darzustellen, 

 

 h. die Regeln der Darlegungs- und Beweislast anwenden können, 

 

 i. lernen, Beweisbeschlüsse zu formulieren und die einzelnen Beweisverfahren 

durchzuführen, 

 

 j. lernen, Beweismittel umfassend zu würdigen, 

 

 k. die Grundsätze und Voraussetzungen der freien Schadensschätzung be-

herrschen, 

 

 l. die Arten nichtstreitiger Erledigung zivilgerichtlicher Verfahren (Vergleich, 

Klagrücknahme, Erledigungserklärung, Anerkenntnis, Verzicht) kennen, 

 

 m. Nebenentscheidungen (Kosten, Vollstreckbarkeit) treffen können, 
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 n. 

 

o. 

 

p. 

Entscheidungen im Prozesskostenhilfeverfahren formulieren können, 

 

die Technik des Aktenvortrages beherrschen, 

 

auf die unterschiedlichen Klausurtypen im Examen (Gerichts- Anwalt- und 

Kautelarklausur) hingewiesen werden. 

 

2. Ausbildungsmethode 

 

 a. Vorbemerkungen 

 

In den Arbeitsgemeinschaften ist grundsätzlich von Aktenfällen, Anwalts-

mandaten oder Problemsachverhalten auszugehen, denen exemplarische 

Bedeutung für den Ausbildungsabschnitt zukommt. 

 

Die Arbeitsgemeinschaft kann nur dann ihre Wirkung voll entfalten, wenn alle 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer in die Lage versetzt werden, sich aktiv an ihr 

zu beteiligen. Dies setzt voraus, dass die Lernziele der Arbeitsgemeinschaft mit 

den Rechtsreferendaren erörtert werden, und dass sie Gelegenheit erhalten, 

sich auf die Thematik der einzelnen Unterrichtsstunden vorzubereiten. 

Schriftliche Hausaufgaben können gestellt werden. 

 

Als Arbeitsformen kommen im Wesentlichen der Vortrag (das Referat), das 

Lehrgespräch und die Arbeit in Lerngruppen (Diskussion) in Frage. 

 

Der Vortrag (das Referat) eignet sich vor allem für die konzentrierte, systema-

tische Information über einen neuen Lernstoff. Es empfiehlt sich dabei die 

Ausgabe von Begleitmaterial (z. B. schriftliche Gliederung, Strukturpapier mit 

Schlüsselinformationen und Raum für Ergänzungen) und der Einsatz visueller 

Hilfsmittel (Tafeltext, Schaubilder, Grafiken, Beamer). Das Lehrgespräch eignet 

sich zur Festigung und Ergänzung sowie zur Strukturierung und 

Problematisierung vorhandener Kenntnisse. 

 



- 16 - 

 

 

Durch die Arbeit in Lerngruppen können die Rechtsreferendarinnen und 

Rechtsreferendare Selbständigkeit und eigenständiges Denken entwickeln und 

ihre Fähigkeit zu kooperativem Verhalten verbessern. Voraussetzung dafür ist 

ein ausreichendes Vorwissen hinsichtlich der gestellten - konkret 

formulierten - Aufgabe. Die Arbeit in Lerngruppen kann vorzugsweise zur 

Vorbereitung auf eine Plenumsdiskussion eingesetzt werden. Die Arbeit in 

Kleingruppen sollte als Form des Selbststudiums auch über die Arbeits-

gemeinschaftsstunden hinaus gefördert werden. 

 

Für eine wirkungsvolle abwechslungsreiche Gestaltung der Arbeitsgemein-

schaft sollen die Arbeitsformen gewechselt und ggf. miteinander kombiniert 

werden. Soweit die Ausbildungsgegenstände dafür geeignet sind, kommen 

auch Planspiele in Betracht. 

 

Die Arbeitsgemeinschaftsleiterin oder der Arbeitsgemeinschaftsleiter kann im 

Zusammenhang mit dem jeweiligen Ausbildungsgegenstand zur Mitwirkung bei 

der Gestaltung der Übungsstunden andere Personen (z. B. aus den Bereichen 

Soziologie, Psychologie, Mediation, Rechtsanwaltschaft, Notarsachen, 

Wirtschafts- oder Verwaltungsrecht, Bewährungshilfe) hinzuziehen. 

 

Den Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendaren sollen die einzelnen 

Abschnitte in ELAN-REF themenbezogen als Hausaufgabe zur Vor- und ggfs. 

Nachbereitung an die Hand gegeben werden.  

 

 b. In Ergänzung zu den Vorbemerkungen gilt folgendes: 

 

  (1) Die Ausbildungsgegenstände sollen von den Rechtsreferendarinnen und 

Rechtsreferendaren möglichst an Hand von Aktenstücken aus der Praxis 

selbständig erarbeitet werden. Außerdem sollten begleitend eingängige 

Grundfälle zur Veranschaulichung verwendet werden. 

 

  (2) Die Aktenstücke sollen in ihrem materiell-rechtlichen Gehalt insbesondere 

aus den Bereichen des BGB - unter besonderer Berücksichtigung der in 
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der gerichtlichen Praxis häufig auftretenden Sachbereiche - sowie des 

HGB stammen. Die Aktenstücke sollen möglichst nicht in spezielle Fragen 

des materiellen Rechts hineinführen. Sie müssen vor allem geeignet sein, 

methodische und prozessuale Grundprobleme zu verdeutlichen. 

 

  (3) Neben der mündlichen Erörterung kommt als Ausbildungsmittel auch die 

Übung schriftlicher Leistungen - während der Übungsstunden oder in 

häuslicher Arbeit - in Betracht. Geeignet sind alle Arten schriftlicher 

Leistungen, wie sie auch im Zivilprozess erbracht werden. Die Anfertigung 

von Relationen bleibt der Stationsausbildung vorbehalten. 

 

  (4) Zu empfehlen ist die Veranstaltung eines Prozessplanspieles, in dem die 

Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare in der Rolle von 

Richterinnen bzw. Richtern, Rechtsanwältinnen bzw. Rechtsanwälten, 

Parteien und Zeugen auf der Grundlage eines Aktenstückes handeln. 

 

  (5) Zu empfehlen ist ferner, den Rechtsreferendarinnen und Rechtsrefe-

rendaren die Gelegenheit zu geben, unter Examensbedingungen freie 

Vorträge aus Akten (auch Kurzvorträge) zu halten. 

 

3. Einmal im Monat sollen Aufsichtsarbeiten unter Examensbedingungen geschrieben 

werden (Bearbeitungszeit: 4 bis 5 Stunden). Von den mindestens 3 anzufertigenden 

Klausuren müssen mindestens 2 mitgeschrieben und abgegeben werden. Die 

Aufsichtsarbeiten können auch außerhalb der Arbeitsgemeinschaftsstunden 

angefertigt werden. Die Arbeiten werden in der Regel nach zwei Wochen unter 

Bezeichnung der Vorzüge und Mängel korrigiert und mit einer Note (§ 35 JAVO) 

bewertet zurückgegeben. Sie sind in der Arbeitsgemeinschaft zu besprechen. 
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4. Teilnahmebescheinigung / ELAN-REF Zertifikat 

 

a) Die Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare sollen das ELAN-REF 

Zertifikat mit einem Lernfortschritt von mindestens 80% bis spätestens eine 

Woche vor der letzten Arbeitsgemeinschaftsstunde bei ihren jeweiligen 

Arbeitsgemeinschaftsleiterinnen bzw. – leitern einreichen. Diese reichen es 

zur Personalakte beim Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgericht weiter. 

Dort wird es in die Teilakte Zeugnisse und Teilnahmebescheinigungen 

genommen.  

b) Über die Teilnahme an der Arbeitsgemeinschaft wird eine Bescheinigung 

ausgestellt. Darin sind die Anzahl der mitgeschriebenen Klausuren, die 

Einreichung des ELAN-REF Zertifikats und etwaige Zeiten unentschuldigten 

Fehlens zu vermerken. 

c) Übergangsbestimmung 

Die Regelung hinsichtlich des ELAN-REF Zertifikates bezieht sich auf die 

Referendarinnen und Referendare, die ab dem 1. August 2018 eingestellt 

werden.  

 

 

Teil 4: Richtlinien für die Arbeitsgemeinschaft 5 

 

Die Arbeitsgemeinschaft 5 findet im 17. bis 19. Ausbildungsmonat statt. In der Woche 

sind mindestens 4 Unterrichtsstunden vorgesehen. 
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1. Ausbildungsziel 

 

Die Arbeitsgemeinschaft dient der Wiederholung und Vertiefung bisheriger Aus-

bildungsinhalte. Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar soll die Fä-

higkeit und Bereitschaft besitzen, ergangene Entscheidungen kritisch zu über-

prüfen und sich ihrer Auswirkungen in der sozialen Wirklichkeit bewusst zu 

werden. Sie oder er soll die Besonderheiten des Rechtsmittelverfahrens, der 

einstweiligen Rechtsschutzverfahren sowie der Zwangsvollstreckungsverfahren 

im Zivilrecht kennen. Sie oder er soll die Fähigkeit besitzen, Aktenfälle in be-

stimmter Zeit rechtlich fehlerfrei und praktisch brauchbar zu lösen und die Lösung 

in einwandfreiem Aufbau, Stil und Inhalt schriftlich oder mündlich darzustellen. 

 

Sie oder er soll auf die Große Juristische Staatsprüfung vorbereitet sein. 

 

Die Rechtsreferendarin und der Rechtsreferendar sollen insbesondere 

 

 a. Kenntnisse im einstweiligen Rechtsschutzverfahren erlangen, 

 

 b. die Grundsätze des Rechtsmittelrechts, des Wiederaufnahmeverfahrens und 

der Restitutionsklage erlernen, 

 

 c. die Verfahrensgrundsätze der Verfahren im Zwangsvollstreckungsrecht 

(Vollstreckungsschutz, Erinnerung gegen Art und Weise der Zwangsvoll-

streckung, Vollstreckungsabwehrklage, Drittwiderspruchsklage etc) erlernen. 

 

2. Ausbildungsmethode 

 

Es gilt das in Teil 3, 2. für die Arbeitsgemeinschaft 2 Ausgeführte. 

 

3. Klausuren 

Einmal im Monat sollen Aufsichtsarbeiten unter Examensbedingungen ge-

schrieben werden (Bearbeitungszeit: 4 bis 5 Stunden). Die Aufsichtsarbeiten 

können auch außerhalb der Arbeitsgemeinschaftsstunden angefertigt werden. 
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Die Arbeiten werden in der Regel nach zwei Wochen unter Bezeichnung der 

Vorzüge und Mängel korrigiert und mit einer Note (§ 35 JAVO) bewertet zurück-

gegeben. Sie sind in der Arbeitsgemeinschaft zu besprechen. Die 

Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare sollen an einem Probeexamen 

teilnehmen. Nur unter Angabe von sachlichen Gründen kann von der Teilnahme 

am Probeexamen befreit werden.  

 

4. Teilnahmebescheinigung 

Nach Beendigung der Arbeitsgemeinschaft 5 erhält jede Rechtsreferendarin und 

jeder Rechtsreferendar eine Teilnahmebescheinigung, in die die Anzahl der 

mitgeschriebenen Klausuren, gehaltene Referate sowie die unentschuldigten 

Fehlzeiten aufgenommen werden. 

 

 

Teil 5: Weitere Arbeitsgemeinschaften 

 

Der Rechtsreferendar und die Rechtsreferendarin sollen an den von den 

Landgerichten eingerichteten Klausurenkursen (§ 34 Abs. 4 JAVO) sowie einmal an 

einem Probeexamen teilnehmen. Bei der Fertigung von Klausuren in elektronischem 

Format kann aus organisatorischen Gründen von der Präsenzpflicht allgemein oder im 

Einzelfall befreit werden. 

 

Die Landgerichte können weitere freiwillige Arbeitsgemeinschaften einrichten. Die 

Teilnahme an den freiwilligen Arbeitsgemeinschaften und dem Klausurenkurs ist 

während der Einzelausbildung zu ermöglichen, es sei denn, dass besondere Gründe 

der Einzelausbildung entgegenstehen. 

 

Alle Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare sollen in Ansehung der 

Neufassung des § 5a Abs. 2 DRiG am Ende der Zivilstation (§ 32 Abs. 2 Nr. 2 JAVO) 

an einer achtstündigen Arbeitsgemeinschaft zur kritischen Reflexion des Rechts unter 

Berücksichtigung des NS- und SED-Unrechts teilnehmen. Die Veranstaltung soll 

regelmäßig als Tagesveranstaltung am letzten Werktag der Zivilstation stattfinden. Die 

Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts bestellt hierfür fachlich 
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besonders ausgewiesene Volljuristinnen und Volljuristen zu AG-Leitern. Die 

Bestellung erfolgt für vier Jahre, sie kann erneuert werden. Die Einteilung in die AG 

erfolgt durch die zuständigen Landgerichte. 

Von der Teilnahme an der AG kann nur im Einzelfall bei Vorliegen besonderer 

Gründe befreit werden. Über entsprechende Anträge entscheidet die Präsidentin 

oder der Präsident des Oberlandesgerichts. 

 

 

Teil 6: Richtlinien für die Ausbildung bei einem Land- oder Amtsgericht 

(§ 32 Abs. 2 Nr. 2 JAVO) 

1. Das Ausbildungsziel ergibt sich aus § 31 JAVO. 

 

Vor diesem Hintergrund sind die nachstehenden Richtlinien als ergänzende 

Orientierungshilfe für die Ausbilderin und den Ausbilder sowie die Rechts-

referendarin und den Rechtsreferendar zu verstehen. Sie sollen Anregungen für 

die Auswahl der Ausbildungsschwerpunkte geben. Zugleich sollen sie dazu bei-

tragen, die Ausbildung möglichst einheitlich zu gestalten. 

 

Dabei ist stets zu berücksichtigen, dass in der für die Stationsausbildung zur 

Verfügung stehenden Zeit kein umfassender Einblick in das zivilrichterliche De-

zernat vermittelt werden kann. Die Ausbilderin und der Ausbilder können unter 

Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit der Rechtsreferendarin oder des 

Rechtsreferendars nur bestimmte Schwerpunkte setzen. Hierfür enthalten die 

Richtlinien ein Angebot. Die ergänzende und vertiefende Eigenarbeit der 

Rechtsreferendarin oder des Rechtsreferendars ist unabdingbar. 

 

2. Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar soll einen Überblick über den 

gesamten Aufgabenbereich der Ausbilderin oder des Ausbilders erhalten und die 

Arbeitsweise der Richterin oder des Richters kennen lernen. Zu diesem Zweck 

bietet sich an, dass die Ausbilderin oder der Ausbilder am Anfang zumindest einen 

Teil der täglichen Eingänge (Neueingänge, rücklaufende Akten, Terminsakten 

usw.) sowie die hierdurch veranlassten richterlichen Handlungen mit der 

Rechtsreferendarin oder dem Rechtsreferendar bespricht und ihr oder ihm 
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Gelegenheit gibt, sich die maßgeblichen prozessualen Vorschriften zu erarbeiten. 

 

Nach einer Einarbeitungszeit ist es sinnvoll, die Rechtsreferendarin oder den 

Rechtsreferendar einen Teil der täglichen Eingänge selbstständig bearbeiten zu 

lassen. 

 

3. Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar soll mit dem Verfahrensablauf 

in Zivilprozessen vertraut sein. 

 

Zu diesem Zweck soll sie oder er möglichst frühzeitig gelegentlich mit der Pro-

tokollführung beauftragt werden. 

 

Es empfiehlt sich, der Rechtsreferendarin oder dem Rechtsreferendar zum Ende 

der Ausbildung einige Zivilakten möglichst unterschiedlichen Schwierigkeits-

grades zur selbständigen Erledigung (Vorbereitung der mündlichen Verhandlung, 

Durchführung der Güteverhandlung und  mündlichen Verhandlung, Ver-

gleichsgespräch, Beweisaufnahme) unter richterlicher Aufsicht zuzuteilen (§ 10 

GVG). 

 

Als Zuhörerin oder Zuhörer soll die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar 

an den Sitzungen nur teilnehmen, soweit sie oder er sich durch Aktenstudium 

darauf vorbereitet hat oder die Teilnahme wegen der Besonderheiten des 

Prozesses für die Ausbildung förderlich ist. Im letzteren Fall soll die 

Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar nach Möglichkeit vor oder 

während der Sitzung über die Sache informiert werden. 

 



- 23 - 

 

 

4. Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar soll fähig sein, die richterlichen 

Entscheidungen durch Sachbericht, Gutachten und Vortrag vorzubereiten. Sie 

oder er soll während der Ausbildung bei einem Land- oder Amtsgericht zu Beginn 

der Station wenigstens ein Gutachten mit Sachbericht anfertigen. Die zur 

Bearbeitung auszugebenden Fälle sollen der Rechtsreferendarin oder dem 

Rechtsreferendar insbesondere Gelegenheit geben, sich in der Arbeit am 

Sachverhalt zu üben und mit prozessualen Problemen fertig zu werden. Zur 

Bearbeitung des ersten Gutachtens soll eine Akte mit tatsächlich und rechtlich 

einfach gelagertem Sachverhalt ausgegeben werden. Umfangreiche 

Punktesachen sind grundsätzlich für die Ausbildung ungeeignet. Die Be-

arbeitungszeit soll zwei Wochen nicht übersteigen. 

 

Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar soll - beim Landgericht mög-

lichst vor der Zivilkammer - mindestens zwei vollständige Aktenvorträge halten. 

Davon soll ein Vortrag in häuslicher Arbeit vorbereitet werden; im Übrigen soll der 

Kurzvortrag eingeübt werden. Beim Vortrag ist entscheidend, dass die 

Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar Gelegenheit erhält, sich in der 

freien Rede und der Methode des vollständigen Aktenvortrages zu üben. 

 

5. Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar soll in der Lage sein, rich-

terliche Entscheidungen abzufassen. Sie oder er soll - insbesondere im Rahmen 

der selbständigen Erledigung von Zivilsachen - prozessleitende Verfügungen und 

Beweisbeschlüsse entwerfen sowie das Verfahren abschließende Beschlüsse 

(z. B. Beschlüsse nach § 91 a ZPO, ablehnende Prozesskostenhilfebeschlüsse) 

schriftlich niederlegen. Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar soll 

wenigstens drei Urteile unterschiedlichen Schwierigkeitsgrades anfertigen. Dabei 

sollen am Anfang leichte Fälle stehen, bei denen die Technik der Urteilsabfassung 

geübt wird (Formalien, Stil usw.). 

 

6. Jede Leistung, die die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar erbringt, 

muss, sofern sie nicht von nur untergeordneter Bedeutung ist, alsbald eingehend 

mit ihr oder ihm besprochen und benotet werden, und zwar möglichst vor Ausgabe 

der nächsten größeren Arbeit (§ 35 Abs. 3 JAVO). Gut gelungene Arbeiten sollten 
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praktisch verwertet werden. 

 

7. Die Ausbildung hat in der Station und in den Arbeitsgemeinschaften unter-

schiedliche Schwerpunkte. Dennoch ist es zweckmäßig, dass Stationsausbilderin 

oder -ausbilder und Arbeitsgemeinschaftsleiterin oder -leiter miteinander 

Verbindung aufnehmen. Die Ausbilderin oder der Ausbilder in der Praxis vermag 

sich aus den Unterrichtsprogrammen zu informieren, welche Vorbereitung die 

Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar für die praktische Ausbildung 

erfahren hat, die Arbeitsgemeinschaftsleiterin oder der Arbeitsgemeinschaftsleiter 

kann den Leistungen der Rechtsreferendarin oder des Rechtsreferendars in der 

Praxis entnehmen, ob sie oder er den Stoff der Arbeitsgemeinschaft praktisch 

verwerten kann. Der Erfahrungsaustausch ermöglicht zudem ergänzende 

Anregungen für die Arbeitsgemeinschaft sowie für die Stationsausbildung. 

 

 

8. Die Erteilung der Zeugnisse regelt § 35 JAVO. Das Zeugnis hat Angaben über 

Fähigkeiten und Kenntnisse, über die während der Ausbildung erbrachten 

praktischen Leistungen und den Ausbildungsstand der Rechtsreferendarin oder 

des Rechtsreferendars zu enthalten. 

 

Es soll insbesondere zu folgenden Beurteilungskriterien Stellung genommen 

werden: 

 

 a. Fachkenntnisse (Rechtskenntnisse, Beherrschung von Entscheidungstech-

niken), 

 

 b. Auffassungsgabe, Denk- und Urteilsfähigkeit sowie Ausdrucksvermögen, 

 

 c. Art des mündlichen Vortrags sowie Stil, Ausdrucksweise und Form der 

schriftlichen Leistungen, 

 

 d. Bereitschaft zur Mitarbeit, 
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 e. Arbeitszuverlässigkeit und Sorgfalt. 

 

 Das Zeugnis schließt mit der Erteilung einer Endnote, deren Notenstufen sich 

nach der Skala des § 1 der Verordnung über eine Noten- und Punkteskala richten. 

 

Bei der Gesamtbeurteilung sind alle von der Rechtsreferendarin oder dem 

Rechtsreferendar erbrachten schriftlichen und mündlichen Einzelleistungen zu 

berücksichtigen, soweit sie nicht von nur untergeordneter Bedeutung sind. Dabei 

wird es im allgemeinen sachgerecht sein, gegen Ende des Ausbildungsabschnit-

tes angefertigten - in der Regel umfangreicheren - Arbeiten erhöhtes Gewicht 

beizumessen. 

 

In dem Zeugnis sind die Einzelnoten für die schriftlichen Leistungen (Gutachten 

mit Sachbericht, Entwürfe von Urteilen, Voten und umfangreicheren Beschlüssen) 

und die Vorträge unter Angabe von Aktenzeichen bzw. Nummer des Kurz-

vortrages aufzuführen. Der Name der Ausbilderin oder des Ausbilders muss ent-

weder im Kopf oder unter der Unterschrift in Maschinenschrift deutlich erkennbar 

sein. 

 

  

 
 

Teil 7: Richtlinien für die Ausbildung im Ergänzungsvorbereitungsdienst 

             (§ 32 Abs. 10 u. 11 JAVO) 

 

 

I. Allgemeines 

 

 

1.  Der Ergänzungsvorbereitungsdienst schließt sich unmittelbar an den 

Vorbereitungsdienst an. Er dauert in der Regel 4 Monate, jedoch höchstens 6 

Monate und findet ausschließlich innerhalb einer am Schleswig-Holsteinischen 
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Oberlandesgericht abgehaltenen Arbeitsgemeinschaft statt. Die Teilnahme an 

der Arbeitsgemeinschaft ist Pflicht. 

 

Dienstort während des Ergänzungsvorbereitungsdienstes ist Schleswig.  

 

  

2. Auf Antrag der Rechtsreferendarin oder des Rechtsreferendars kann von der 

Anordnung des Ergänzungsvorbereitungsdienstes abgesehen werden, wenn die 

Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar nachweist, dass eine externe 

Vorbereitung auf die Wiederholungsprüfung gewährleistet ist. Sie oder er 

scheidet in diesem Fall aus dem Vorbereitungsdienst aus. 

 

Der Antrag auf Zulassung zur Wiederholungsprüfung kann nicht vor Ablauf von 

vier Monaten nach dem Ausscheiden aus dem Vorbereitungsdienst und muss 

spätestens innerhalb eines Jahres nach dem Ausscheiden gestellt werden. Die 

Wiederholungsprüfung findet in diesen Fällen außerhalb eines 

Anstellungsverhältnisses statt. 

  

3. Während der Dauer der Arbeitsgemeinschaft wird Urlaub oder Arbeitsfreistellung 

nur in besonderen Ausnahmefällen gewährt. 

  

4. In besonders gelagerten Fällen können aus Härtefallgesichtspunkten von 1. –3. 

abweichende Regelungen getroffen werden. 

 

 

II. Ausbildungsleitung 

 

 Die Ausbildungsleitung für die Ausbildung nach § 32 Abs. 10 JAVO obliegt der 

richterlichen Referentin oder dem richterlichen Referenten für 

Rechtsreferendarangelegenheiten am Oberlandesgericht. 

  

 Sie oder er ist für die Erteilung von Urlaub oder Arbeitsfreistellung ausschließlich 

zuständig. 
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III. Die Arbeitsgemeinschaft im Ergänzungsvorbereitungsdienst 

 

1. Die Arbeitsgemeinschaft findet am Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgericht 

von Montag bis Freitag statt. 

 

Sie wird an drei Tagen in Unterrichtseinheiten von jeweils 4 Unterrichtsstunden 

im Zivilrecht, Strafrecht und Verwaltungsrecht abgehalten. An den anderen 

beiden Tagen werden Examensübungsklausuren geschrieben und zwar jede 

Woche eine aus dem Zivilrecht und im Wechsel eine aus dem Strafrecht bzw. 

Verwaltungsrecht.  

 

Es werden in jedem Monat jedoch nur bis zu 4 Klausuren aus dem Zivilrecht und 

bis zu je 2 aus dem Strafrecht und Verwaltungsrecht gestellt. Ein 5. Klausurtag 

(im Zivilrecht) bzw. 3. Klausurtag (im Strafrecht bzw. Verwaltungsrecht) im Monat 

ist in der Regel  dienstfrei. Aus sachlichen Gründen, insbesondere, wenn 

ansonsten nicht in einem Vier-Monatsblock mindestens 16 Klausuren im 

Zivilrecht bzw. 8 Klausuren im Straf.- bzw. öffentlich Recht geschrieben werden 

könnten, kann  ein 5. bzw. 3. Klausurtag festgesetzt werden.  

  

2. Ausbildungsziel ist es, die Rechtsreferendarin und den Rechtsreferendar in die 

Lage zu versetzen, die Examensklausuren in der Wiederholungsprüfung 

erfolgreich zu bestehen und die Zulassung zur mündlichen Prüfung zu erlangen.  

  

Die Unterrichtseinheiten sollen deshalb dazu dienen, die Rechtsreferendarin und 

den Rechtsreferendar in der Klausurtechnik unter Berücksichtigung der 

Relationstechnik und der Verfügungstechnik zu unterrichten. Dabei sollen 

vorhandene Lücken im materiellen und prozessualen Recht geschlossen werden. 

  

Die ergänzende und vertiefende Eigenarbeit der Rechtsreferendarin oder des 

Rechtsreferendars ist unabdingbar. Dies betrifft die Nachbearbeitung der 

Unterrichtseinheiten ebenso wie die Nachbearbeitung der korrigierten und 

besprochenen Übungsklausuren. 
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3. Die Rechtsreferendarin oder der Rechtsreferendar soll am Ende der 

Arbeitsgemeinschaft fähig sein,  

 

im Zivilrecht  

 

 einen Entwurf einer gerichtlichen Entscheidung und 

 einen Anwaltsschriftsatz bzw. ein sonstiges anwaltliches oder notarielles 

Schreiben, regelmäßig in Verbindung mit einem Gutachten,  

 

anzufertigen; 

 

im Strafrecht 

 

 ein strafrechtliches Gutachten und einen Entwurf der sich daraus 

ergebenden Entschließung der Staatsanwaltschaft und 

 einen anwaltlichen Schriftsatz oder ein sonstiges anwaltliches Schreiben, 

regelmäßig in Verbindung mit einem Gutachten,  

 

anzufertigen; 

 

und im öffentlichen Recht 

 

 einen Entwurf einer verwaltungsgerichtlichen Entscheidung, 

 einen Entwurf einer Entscheidung der Verwaltungsbehörde und 

 einen anwaltlichen Schriftsatz oder ein sonstiges anwaltliches Schreiben, 

regelmäßig in Verbindung mit einem Gutachten,  

anzufertigen. 

 

    

4. Die von der Rechtsreferendarin und dem Rechtsreferendar angefertigten 

Übungsklausuren sollen regelmäßig ca. 2 Wochen nach deren Anfertigung 



- 29 - 

 

 

korrigiert, besprochen und mit einer Note versehen zurückgegeben werden. Die 

Besprechung kann im Rahmen der Unterrichtseinheiten erfolgen. 

    

5. Die Erteilung eines Zeugnisses über die im Ergänzungsvorbereitungsdienst 

erbrachten Leistungen ist nicht erforderlich. Es ist lediglich die Teilnahme zu 

bescheinigen. Außerdem sind die mitgeschriebenen Klausuren nebst Benotung 

in die Bescheinigung aufzunehmen. 

    

 

Teil 8: 

 

Diese Richtlinie tritt – unter gleichzeitiger Aufhebung der Richtlinie vom 16. Juli 2004 

– am 4. Juni 2018 in Kraft. 

 

Schleswig, den 09. Februar 2024  

 

 

Dr. Bahrenfuss 

 


